
Nr. 1.5. 

JBL-126/J2 
Begründung zum Bebauungsplan ^ 1Z.¥:1S& 

Gemeinde — JtorX*«OSMä*:*JX S c h a f t l a x n vom .....l.^..»..^.!?.?. 1 ? 7 7 

lürdasGebiet n ö r d l i c h des Klos te rs Schäf t l a rn 
ö s t l i c h der S t a a t s s t r a ß e 2071 

umlassend die Grundstücke. 1 2 7 0 , 1 2 7 0 / 2 , 1 2 7 0 / 5 , 1 2 8 4 , 1 2 8 5 , 1 2 8 6 , 1 2 8 7 , 1 2 8 8 , 
1 2 8 9 , 1 2 9 0 , 1 2 9 1 , 1 3 3 9 / 2 

Entwirfsverfasser: D ip l . I ng .Arch i t e k t Michael Pongra tz , S c h e r r s t r a ß e 1 
8000 München 19 

A. Planungsrechtliche Voraussetzungen 
1. Der Bebauungsplan wurde aus dem Flächennutzungsplan — )derrK3ectf^l*et$erKföSc4)jg>rw$CT3^jrfmri^ 

1 2 . - 6 T i 9 T ö m i t Änderung vom 27.9.1971 
— vom entwickelt. 

oder') 

Der Bebauungsplan weicht vom Flächennutzungsplan — fortgeltenden Flächennutzungsplan der früheren Genjßirlcle 

— vom ab. Der FlächennutzungsplanjpH^geändert werden; das 
Änderungsverfahren hat den folgenden Stand erreicht: 

Der Bebauungsplan wird aufgestellt, bevor der Flächennj^Krngsplari aufgestellt ist, weil folgende zwingende Gründe es 
erfordern (§ 8 Abs. 2 Satz 3 BBauG): 

oder1) 

Ein Rädjerihutzungsplan ist nicht erforderlich, weil der Bebauungsplan aus folgenden Gründen ausreicht, um die städte-
bauütfie Entwicklung zu ordnen (§ 2 Abs. 2 BBauG): 

2. Eine kommunale Entwicklungsplanung (MBek vom 24. 6. 1974 — MAB1 S. 467) besteht nicht. 

oder') 

Eine kommunale Entwicklungsplanung (MBek vom 24. 6. 1974 — MAB1 S. 467) ist vom Stadt- — Markt- — Gemernderat mit 

Beschlufl vom verabschiedet worden. Sie ist im Bebauungsplan berücksichtigt. 

oder1) 

Eine kommunale Entwicklungsplanung (MBek vom 24. 6. 1974 — MAB1 S. 467) ist vom Stadt- — Markt- — Gemeinderat mit 

Beschlufl vom verabschiedet worden. Der Bebauungsplan weicht aus folgenden Gründen davon ab: 

3. Der Bebauungsplan dient folgenden Zielen und Zwecken: 

') Nichtzutreffendes streichen I 

® Soorberg-Vordruck »10/e2 — Begründung tum Bebauungsplan 
Richard Boorberg Verlag, München (2976) Nachdruck verboten! 
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B. Lage, Größe und Beschaffenheit des Baugebietes 

1. Das Gebiet liegtRa..?..lr5.?.Q... m —>W6r1tt^X^enj<H>0< ***»!& — östlich — des Ortskerns von . . . S c h ä f t l a m - -

Es grenzt an das Baugebiet — die Baugebiete — _ _ 

Es hat eine Größe von ...?.?..*..Z.»..?. ha. 

2, Die Entfernung des Baugebiets zu folgenden Anlagen und Einrichtungen, soweit diese nicht im Bereich des Bebauungs 
planes liegen, beträgt: 

ca.1 .100 m 

m 

Volksschule . 

Versorgungsläden 

. ca._l*.5.0J2 m 

. c a . ...1....1Q.Q m 

Bahnhof 

Omnibus- od. Straßenbahnhaltestelle ..J.*P.?.9... 
Abtei Schäftlarn ös^^ch angrenzend 

3. Das Gelände ixtxefctjn _ ist hügelig — fällt nach .Q.S.tßn teKfctX— stark — ab. 

Das Grundwasser liegt ca. ...Tl.,.20 m unter Gelände. 

4. Der Boden besteht aus Hu.musriac.ke a.,.2-Q.,.4....m., sa.naaiger....u.ki.Esigex....ifchl.u.f..flehro. 
(Beschreibung der Untergrundverhaltniste) 

Es sind keine — f*lg£öä4X— Maßnahmen zur Herstellung eines tragfähigen und sicheren Baugrundes erforderlich: 

m 

5. Es ist xadsXSbeHÜX— bereits folgende — Bebauung vorhanden: 
I.BA: Schülerheim - Bauteil für Schüler der Mittelstufe, Allwetterplatz mit 

Freispartanlage sowie Außenanlagen einschl. Neuanlage des Ueihers und 
Versorgungsleitungen für weiteren Bauabschnitt. 

Es ist&Ktnx— folgender — Baumbestand vorhanden: 

Fichten und Buchen am Westrand des Baugebietes. 

C. Geplante bauliche Nutzung 
1. Die Art der baulichen Nutzung wird im Bebauungsplan wie folgt festgesetzt: 

Art der Nutzung 
(}} l ff. BauNVO) 

Bruttofläche 
Fl.-Nr. 

(die mit *) bezeichneten 
teilweise) 

Sandergeb ie t 

...Sportanlagen (.Freiflächen.)... 

26.000 

kfi...3Q.Q 

1.2.70., 1270/2, 1270/5, 128 ̂  1205, 

.128.6, 1287+1,. 1280+)., 1.29.0+).., 

1119/2+) • 

1232*1, 12.8.8+1, 12flä*l, 1290*.). 

12.9.1+.) „ 

2. Im Baugebiet sind vorgesehen: 
(Nur auszufüllen, wenn die Fetttetzungen des Bebauungsplanes Int Einzelne gehend« Angaben zulassen!) 

-geschoßige Wohngebäude mit ca Wohnungen 

-geschoBige Wohngebäude mit ca Wohnu 

-geschoßige Wohngebäude mit ca .„;;;)^««rr^'vv'ohnungen 

Garagen und ^^r-rT~T PKW-Stellplätze. 

3. Es ist damit^u--rtcfTrien, daß das Gebiet innerhalb von Jahren ab Inkrafttreten des Bebauungsplanes bebaut wird. 

in werden ca Einwohner mit ca - volksschulpfllchUgen Kindern In dem Gebiet wohnen. 

http://Hu.musriac.ke


ca.. 

ca.. 
ca . 

ca . 

.Jl,_l 
:.k.,.& 
2,6 

7 , 3 , 

ha (3) 

ha (4) 

ha (5) 

ha (6) 

* . . . . . — 3 — 

4. a) Das Nettowohnbauland (- Gesamtfläche aller Wohnbaugrundstucke) 

umfaßt . oa (1) 

Die Verkehrsflächen für die innere Erschließung umfassen . F3»Q.., .J. ha (2) 

Somit umfaßt das Bruttowohnbauland (- Summe aus (1) und (2)) 

Die örtlichen Grün- und Freiflächen umfassen 

Die Flächen für Gemeinbedarfseinrichtungen umfassen . . . . 

Somit umfaßt die Bruttowohnbaufläche (- Summe aus (3), (4) und (5)) 

b) Von der Bruttowohnbaufläche (6) entfallen demnach auf 
1 U 

das Bruttowohnbauland (3) . JJUZ—% 

die örtlichen Grün- und Freiflächen (4) . . . . °.?..J..°._% 

•• —die~FIäctSBrr~iür Gemeinbedarfseinrichtungen (5) . . . A?Ü.B. . .% 

100 % 

c) Vom Bruttowohnbauland (3) entfallen auf 

das Nettowohnbauland (1) % 

die Verkehrsflächen für die innere Erschließung (2) . . 1D..Q % 

100 % 

d) Es ergibt sich eine 

Bruttowohnungsdichte von Wohnungen je ha Bruttowohnbauland 

Nettowohnungsdichte von Wohnungen je ha Nettowohnbauland. 

D. Bodenordnende Maßnahmen 
Zur Verwirklichung des Bebauungsplanes und um zweckmäßig gestaltete Grundstücke sowie eine ordnungsgemäße Bebauung 

zu ermöglichen, ist eine Umlegung (§§ 45 ff BBauG) — eine Grenzregelung (§§ 80 ff BBauG) — nicht — im gesamten Bauge­

biet — in folgenden Teil des Baugebiets — notwendig: _ 

E. Erschließung 

1. Das Baugebiet erhält über die ? . .^E?M?.™?.~f . ? _ ! . . Straße und die Straße 
Anschluß an das bestehende Wegenetz. 

2. Die im Bebauungsplan vorgesehenen Erschließungsstraßen werden — in einem Zuge — in folgenden Teilabschnitten — her­

gestellt: roi.t...I-?ric^tun^^ _ 

3. Die Wasserversorgung ist sichergestellt durch Anschluß an die vorhandene — im Bau befindliche — geplante — zentrale 

Wasserversorgungsanlage der QKÖ«fia»>?X«»dtK....kl.ajS.t.ei.ei.9Ensn... .Qußll.f.aSSUn.g 

— das .fljb.t.ei S c t l ä . f . t l a r n Verbandes 

Der Anschluß ist sofort — dt«4CÜÖ< — möglich. 

4. Die Abwässer werden abgeleitet durch 

— Anschluß an die vorhandene — >iW>B*K*fc5<$^R>0<SW)fc«taxx9W&^*;^ 

K l ä r a n l a g e ..__*•- ....!??.? ^e.?!.?*nclE ^chäf?t-1-arnY»*w>desx 

Der Anschluß ist sofort — etwa ab — möglich. 

— folgende für das Baugebiet geplante Sammelentwässerungsanlage: 

— Einzelkläranlagen und Versitzgruben nach DIN 4261 

5. Die Stromversorgung ist gesichert durch Anschluß an das Versorgungsnetz deX... f..???~"^.P..?..?~y.?.?.K?... 

Neubau einer... T ra fos tat . ion i s t vorgesehen. 
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6. Die Beseitigung der Abfälle ist sichergestellt durch S ^ E . i n d l i c h e . . M Ü U a b f uhr. . . . 

7. Die Erschließung erfolgt vollständig — in folgenden Teilen — durch die Gemeinde / Stadt . 

Sie wird in folgenden Teilen durch Vertrag auf 

übertragen: 

F. überscftilglg ermittelte Kosten und Finanzierung 
Es ents tehen der Gemeinde Schäftlaa»«-

L Für die Wasserversorgung keine Kosten, da die tüasserversorg.mg 
durch d ie k l o s t e r e i g e n e Quellfassupig. 

i . Herstellungskosten: g e s i c h e r t i s t . 
a) - lfm neuer Hauptstrang ä DM 

b) lfm Anschlußleitungen ä DM 

c) Änderung — Erweiterung — der Wasserversorgungsanlage durch fol­

gende Maßnahmen: 

d) 

e) Anschlußbeitrag lt. Satzung pro Anschluß DM ergibt 

bei Anschlüssen 

f) Sonstige Leistungen der Anschließer, nämlich 

2. Unterhaltungskosten, die nicht durch Gebühren und Beiträge gedeckt sind: 

jährlich ca DM 

II. Für die Abwasserableihwg: 
e van der Abtei Schä f t l a rn e r s t e l l 

l. Hersteilungskosten: Kläranlage ging mit Kaufvertrag v.22 
Gei 

t B 

a) lfm neuer Hauptsammler 

b) lfm Anschlußleitungen 

DM 
Der 

c) Änderung — Erweiterung 

folgende Maßnahmen: 

der zentralen Anlage (Kläranlage) durch 

d) 

e) Anschlußbeitrag lt. Satzung pro Anschluß DM, ergibt 

bei Anschlüssen 

f) Sonstige Leistungen der Anschließer, nämlich — 

2. Unterhaltungskosten, die nicht durch Gebühren und Beiträge gedeckt sind: 

Jährlich ca ".. DM 

Übertrag: 

Kosten 
DM 

Einnahmen 
DM 

rre 

12.75 i n das 
inde Schä 
Anschluß 

DM f enjden-Gabäude 
Gemeinde Schä 

ftl 
"der 

ftl 

Eigentum de 
arn über, 
neu zu schhf-

^/erursacht d: 
arn keine 

3T 

Kosten. 
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III: Der Gemeinde Schäftlarn entstehen keine Kosten, 

da die Stadt Hünchen die Hosten für die Zufahrt, 

welche zum Ausbau der neuen Rohrleitungstrasse 

erforderlich ist, übernimmt. v Übertrag:. 

HL Für Straßen, Wege und Plätze: 

l. Herstellungskosten Die auf den Grundstücken des K ü s t e r s 
Wege und Straßen e r s t e l l t die Abtei Sc 

a) Grunderwerb für qm a DM 

befindlichen 
l ä f t l a rn . 

b) Folgende Maßnahmen für Freilegung: 

c) Herstellung der Fahrbahnen 

lfm in m Breite ä DM 

lfm in m Breite ä DM 

lfm In m Breite ä DM 

d) Herstellung der Gehbahnen 

lfm in m Breite 4 -...- DM 

lfm in m Breite a - DM 

d) Beleuchtung: Einheiten a DM 

e) Stiaßenentwässerung lfm a DM 

f) Erschließungsbeitrag ( : % der unter a) — f) genannten Kosten) 

g) Sonstige Leistungen der Anlieger, nämlich: 

2. Unterhaltungskosten, die nicht durch Gebühren und Beiträge gedeckt sind: 

jährlich ca DM 

IV. Für Parkflächen und Grünanlagen, die gemäß $ 127 Abs. 2 Nr. 3 BBaaG Er-

sdüießungsanlagen sind 
Die Hosten für Parkflächen und Grüne 

übernimmt die Abtei Schäftlarn. 
1. Herstellungskosten 

a) Grunderwerb für qm 

b) Folgende Maßnahmen für Freilegung: . 

DM 

c) Anlage der Parkflächen qm ä 

d) Anlage der Grünanlagen qm ä 

e) Erschließungsbeitrag ( % der unter a) 

f) Sonstige Leistungen der Anlieger, nämlich: .... 

DM . . . 

DM . . . 

d) genannten Kosten) 

Kosten 
DM 

Einnahmen 
DM 

nlagen 

2. Unterhaltungskosten, die nicht durch Gebühren und Beiträge gedeckt sind: 

jährlich ca DM 

V. Sonstige Kosten: 

1 

Übertrag: 



l \ Übertrag: 

VI. Nacbf olgelasten: 

1. Verwaltungseinrichtungen, nämlich 

2. Schulische Einrichtungen (z.B. Erweiterung der Volksschule), nämlich: 

3. Einrichtungen für die Jugend (z. B. Erweiterung des Kindergartens oder des 

Sportplatzes), nämlich 

4 . _ 

5 

6 

Summe: 

Der Gemeinde / Stadt entstehen also durch die vorgesehene städtebauliche Maßnahme Kosten in vor­

aussichtlicher Höhe {Kosten abzüglich Einnahmen) von DM 

dazu jährliche Unterhaltungskosten (Ziff. I. 2, II. 2, II. 2, und IV. 2) von DM 

Die Finanzierung ist wie folgt vorgesehen: ' 

G. Voraussichtliche Auswirkungen und Verwirklichung der Planung 
1. Die Planung läßt folgende Auswirkungen erwarten: 

2. Es ist nicht zu erwarten, daß die Verwirklichung der Planung sich nachteilig auf die persönlichen Lebensumstände der in dem 
Gebiet wohnenden oder arbeitenden Menschen auswirken wird. Ein Sozialplan (§ 13 Abs. 3 BBauG) ist daher nicht erforderlich. 

oder1) 

Nachteilige Auswirkungen aus der Verwirklichung der Planung sollen durch folgende Maßnahmen möglichst vermieden oder 
gemildert werden: 

Im übrigen wird ein Sozialplan nach § 13 Abs. 3 BBauG erstellt) das Verfahren dazu hat folgenden Stand erreicht: 

3. Zur Verwirklichung des Bebauungsplans sollen alsbald folgende Maßnahmen getroffen werden: 

a) -

b) :.... 

c) 

Kosten 
DM 

Einnahmen 
DM 

l) Nichtzutreffende» streichen! 
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H. Weitere Erläuterungen 
(insbesondere zu etwaigen Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 6—9 BBauG) 

1. Die Gemeinde Schäftlarn liegt im BeTeich der gemeinsamen Bekannt­
machung der Bayer. Staatsministerien für Landesentuicklung und 
Umueltfragen Nr. 93o2 -lV/2-7^*» II und des Innern 
Nr. II B 5-912o/2 - 32o vom 27.1o.1972 über die Beachtung der 
Landesplanung bei der Bauleitplanung im Alpen- und Uoralpengebiet« 

2. Der Bebauungsplan liegt im Bereich der mit Entschließung der 
Regierung von Oberbayern vom 7.3.1966 Nr. II/2 c - 1o25/2 ge­
nehmigten Isartal-Schutzverordnung (Landschaftsschutzgebiet). 

Weitere Erläuterungen sh. Anlage 

•München.,~....den...4k,. März 19-7.7. 
Ort, Tag 

0 
cf i.'rcr.nT:;cn \ 

. r — N ? Der Entwurfsverfasser 
A R C H I T E K T - D I P L t äS G. > [ 

MICHAEL PONGRAJZ \ j \\ \{ 
i MÜNCHEN 12, SCKERRSTRAS3E 1 I ~~~' " " 
P E R N S P R E C H JE R . . . 1 7 4 8 9 0 , | £_^ 

$ 

V ; \\S 
<\V 

\ 0 ' 

fe§®h®n®ehlfttam 1 *. JunS 197? 

Ort, Tag 

%. Bürgermeister 

Diese Begründung wurde mit dem Entwurf des Bebauungsplanes gem. § 2 Abs. 2 BBauG vom 

mit in öffentlich ausgelegt. 

Ort, Tag 

Obar-ZBUrgermeiiter 
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Anlage zur 

BEGRÜNDUNG ZUM BEBAUUNGSPLAN Nr. 15 der Gemeinde Schäftlarn 

Pkt. H) Weitere Erlnuterungen: 

Die Abtei Schäftlarn sollte nach dem Willen ihres königlichen 
Stifters sich besonders dem Dienst an der Jugend in Schule und 
Erziehung widmen. Durch die Ungunst der Zeit wurde bis zum 
Schuljahr 1972/73 nur ein 6-klassiges Gymnasium mit Internat 
geführt. 

Die allgemeine Entwicklung im Schulwesen stellte die Abtei vor 
die Entscheidung, diese ihre stiftungsgemäße Aufgabe preiszu­
geben oder die Schule zu einem vollwertigen 9-klassigen Gymna­
sium auszubauen» Die Räume im Klosternebäu^e sind zwar geeignet 
für Schule und Unterricht, lassen sich aber nicht so modernisie-' 
ren, daH ein den heutigen Bedürfnissen und Anforderungen ent­
sprechendes Schülerheim daraus entstehen könnte. So ergab sich 
die Notwendigkeit einer umfassenden Nsuplanung eines Schüler­
heimes, um dadurch Schulräume in der Abtei freizubekommen. 

Bei den Überlegungen, wie nun ein Neubau zu gestalten sei, ging 
man davon aus, da3 die beherrschende Note und zentrale Lage 
von Kirche und Abtei nicht* beeinträchtigt werden dürren und 
alle anderen Bauten sich harmonisch einzufügen und einzuglie­
dern haben. Das Kloster sollte auch optisch der Hittelpunkt 
bleiben. Dies versuchte man zunächst durch relativ enge An-
bindung an das Klostergebäude und Ausstattung der Gebäude mit 
Flachdächern zu erreichen. Nachdem nach mehrjähriger Cearbei-
tung und ebenso langer Laufzeit dieser Entwurf im Jahre 1975 
gnnehmigungsreif entwickelt worden war, hatte sich zwischen­
zeitlich die Ansicht der zuständigen Behörden grundlegend ge­
ändert. In mehreren gemeinsamen Besprechungen wurde der Abtei 
nahegelegt, van der bisherigen Läsung abzurücken und neue Ge­
danken zu entwickeln. Trotz schwerer finanzieller Verluste er­
klärte sich die Abtei zu dieser Änderung bereit. Das Raumprogramm 
wurde neu durchdacht und um die Hälfte verkleinert, die neuen 
Gebäude wurden vom Kloster abgerückt und mit Steildächern 
versehen. 

Der jetzt vorliegende Entwurf bildet u-förmig offen zum 
Klostergebäude hin ein Pendant zu den südlich des Klosters 
angebauten Wirtschaftsgebäuden, von denen auch Putzstruktur, 
Dachneigung und Dachdeckung übernommen werden sollen. Trotz 
größerer Hövhenentwieklung (Steildächer) als bei der 1. Lösung 
(Flachdächer) bleibt auch bei dieser Lösung das Kloster ein­
deutig die Dominante. 

- 7 b -



Der bereits im Vorgriff auf die 1. Variante des Bebauungs­
planes genehmigte und durchgeführte Flachdachbau für die 
Mittelstufe wird,mit einem Steildach versehen und nahtlos in 
die übrigen Gebäude eingebunden. Ebenso werden die bereits 
angelegten Teile der Außensnlagen (kleiner) in die gesamte 
PJeuplanung sinnvoll einbezogene Durch die Verwendung von viel 
Holz (Turnhalle und Mensatrakt) seil bei einzelnen Bauteilen 
auf Wunsch des Bayer, Lendesemtes für Denkmalpflege Scheunen­
charakter erreicht werden. 

Bezüglich der Beheizungsfrage wurde durch den 1976 erfolgten 
Einbau einer Zentralheizung in das__Klostergebäude und die 
Versorgung dieser Zentrais mit Erdgas die Art der Beheizung 
grundsätzlich auch für den f»£ubsuteil vorgezeichnet. Vor 
allem aus umweltschützerischen Gründen ist die Beheizung 
aller Gebäude mit Erdgas zu begrüben. 

Abwasserbeseitigung und Wasserversorgung konnten durch den 
^jp| Bau einer modernen Kläranlage und Quellfassung bereits 
^J 1S72/1973 gelöst werden. 

In der Satzung des Schülerheimes ist verankert, daß Schüler 
grundsätzlich keine eigenen Autos mitbringen dürfen. Deshalb 
kann auf Wagenwaschplätze und Garagen verzichtet werden. 

Das z.Zt. noch vorhandene Material des Schuttkegels, bedingt 
durch den Bau der Münchner Wasserleitung, wird mit der Fertig­
stellung dieser Anlege harmonisch in das natürliche Gelände 
eingefügt, wobei vor allen Dingen die ausgewiesenen Freisport-
anlagen (Fußballspielfelri, Tennisplätze, Frcibadeanlegen) durch 
entsprechende Verteilung des anfallendenSchuttmaterials vor­
teilhaft in das Hanggsläntie eingebunden werden können. Als Ein­
friedung soll, soweit eine solche benötigt wird, Mnsnhendraht 
ca. 1,2o m hoch mit dichter Hinterpflanzung verwendet werden, 
um das Landschaftsbild möglichst wenig zu stören. Aue Rücksicht 
auf dieses Landschaftsbild wurde auch die südliche Einfriedung 
der Sportanlagen nicht innerhalb des Geltungsbereiches des Be­
bauungsplanes sondern entlang dem nctürlichen Verlauf des 
Kuchelbaches und des ihn begleitenden Weges zur Kläranlage 
vorgesehen. 

Die Grenze des Bebauungsplanes entspricht der des genehmigten 
Flächennutzungsplanes vom 12.6.197o mit Änderung vom 27.H.1971. 
Innerhalb dieser Grenze wurde aber die Fläche des Sond^rgebie-
tes zugunsten des Gebietes der Sportanlagen verkleinert, da 
euf Wunsch des Bayer. Landesamtes für Dankmalpflege das erfor­
derliche Bauvolumen von Seiten der Abtei Schriftlarn nochmals 
überarbeitet wurde und um ca. So % vermindert werden konnte. 

A R C H 
o i - l ! M 

W i l 

* " - • ' - • : ; _ - r . M ' p t t 1 7 4 8 9 0 



Betreff: Bebauungsplan Mr. 15 der Gemeinde Schäftlarn 

nördlich des Gebietes der Abtei Schäftlarn 

S T E L L P L A T Z B E D A R F 

Unterstufe 

Mittelstufe 

Oberstufe 

Mensa 

8G Internatsschüler 
80 Tageshaimschüler 

k Präfekten 

58 Internatsschüler 
58 Tagesheimschüler 

37 Internatsschüler 
37 Tagesheimschüler 

Direkter 

2 Präfekten 

Arzt 

Schwester 

Personal 

k Stellplätze 

3 " 

2 
2 

1 

1 

1 

1 

3 

25 

ii 

n 

n 

n 

n 

n 

tt 

St! ellplätze 

Turnhalle, Freibad und sonstige Sportanlagen sind 

in diesem Stellplatznachujeis nicht berücksichtigt, 

da sie im Wechsel mit den übrigen Baukörpern wie 

Unterstufe, Mensa usui. benützt werden. 

München, den U . März 1977 

A R C H I T E K T - D I P L . I N Q . 

MICHAEL PONGRATZ 
8 MÜNCHEN 19, SCHÜRRSTRASSE 1 
F E R N S P R E C H E R 1 7 4 8 9 0 



L A N D R A T S A M T M Ü N C H E N A i s . f - ) j u Ä J ^ j L - ^ ' 

m/n - m* isc/Tt " ^-^ 
A Ä I f t X « V B < H r » t S } 8000 München 90 Ä $ » t * 1 f 1 f 

(Bei Antwort bitte angeben) 
® (0 89) 66 30 81 I Nst. Zi.-Nr. 

Keine Durchwahl 
Landratsamt München - Postfach 950260 - 8000 München 95 

en Hex-m 

3o26 Hoiriensch^fUßm 

Vollzug des § 11 ßBauG; 
Aufstel lung des Bebauungsplanes Hr . lS dar Gmmlrxle Schlft.larr, 
für das ehemalig** OirtMgvtytfMfod* der Banediktir ierabtöi 
au» Antrag *•* f »i#it?s *» x/s tt/scst*' A«* * i»^/t t 
Aal*g«iit i Bebauungsplan i*4*f* Witt 3 1 , l o , 1978 

1 GrünQjrdnungspXan £»##?* vom 31,lo»l§7B 
f •MkttlMfcttt vora a4,3»197? f reisp- 14.6,197? 
f Akt<snh©fi der G*Bi«sinö© {V©rfahrensimterXag©n) Bl , i»96 
1 Formblatt VerxahrensverrsejsDc© 

D©r von #§» G#mein^ Schäftlgjrn f« 23* 12« 1578 slsi sattfung 
schlossane Bebauungsplan Nr*lS für 4as «I taaal i fa OtTtaatttiaaltinäa 
der Benedikt inerstetei wlrö M a f t i l i l . d . P . vom 3 1 , i o , 1978 faul» 
§ 11 BBauG l*¥.m, § i tfajr 2u<stSndlgkeitsverordnum? suis Bundesbsm-
g®s#ts und ÜJÜ Stadtebeu£Srd©rtörigsg©set;5 * D©lBEauG / StBsuFG * 
i*4#?• vom 4.7*1978 {GVS! s , 412# unter nachstehender» ÄH#ta§«t* 
Ulla Hinweisen 

AI 

g a n a h t t l g t f 
ti.t<«»<l»»î »Mu.aw<w.wi-%.««iiwj»<fMn îi»f«.:.tii.»»iia 

f • Das » t a t mnchnXtt *9Mmmtimm t u» Betonungspl^n unfea* 
J&iffa* % en tha l t ene P l a a ^ i c h e n fü r bestehend«* Grundstücks-
f r « « ! » i s t » t b e r i c h t i g e n , 

2« Der am*** 55inwsds? Zi f fe r f f en tha l t en« Text < Euläsa igkei t 
von hochstferaigön SKXMI im Sich tdra ieck) i s t ssu s t r o l c h e n . 
Ein *nt3^*mhmi&®r f«ftfe isjt öe l #ür faKtfaataatataia: S Ü f a r $ 

I» 

I» Der SoVerfahrenavermerfc (G©nehr>?igungssustMndiokeit # t« 
&aa4rataaataa München) i g t sss ber ich t igen« 

« / * 
Sprechzelten Telex Konten 

LudmiIlastraße 26 Mo., Di., Do., Fr. 8.00-12.00 Uhr 5 22 468lram PSchA München (BLZ 700100 80) Nr. 481 85-804 
Ecke Schönstraße und Do. 14.00-17.30 Uhr Kreissparkasse München (BLZ 702 50150) Nr. 109 



<M& Ja? -ÄS 

central© Wasserversorgungs©ni©g© 
1. fiMfl»£«tKi B«uvorh©ben müssen vor F e r t i g s t e l l u n g p t ü . « 

2 , Die Afewa&ffierfcQfj&iiigimg « i i n Trsrnnsystmi #»«•» Anschluß 
slißtlisfrer Bauvorhaben m 4 1 * a m t s v l * Abwasserl2*S£5©Itiguji9S~ 
SÜ% Q« der Go;s©iml© SchtftUurtt vor mmm$ e r fo lgen , ^ i s e h s s i -
10sam§« yt®&$&& a&ftltt» iiiif •IMUMIIH 

84* Orunöstücksentv/äss^riingsaraag® muß nach i®» anerkannten 
Regeln d#r Tecimik Isaf Ü § § ff«) e r s t a l l t werden. 

3 . K r ö l e Erricftt-ong von IJ i^arschl^s iJesß i t igungsarä lagen 
»Mi ö ie Ä&lettamg außerhalb #m> Grtindstacks^twäsS' 
anläge i e t «sin elgsansss waßsörrechtlich©s Verfahren 

4* Von ev@ntu&ll vorhandenen Entwässsejrxmgsgrlbcän und 
i s t «In Hlnd^ßtatostend 

Wfefl $ 
i s t das VJesserwirtschaftssiBt 

au baulichem Anlagen, Straßen, Weg^n 
bKw« lo «t ©inamhaltüru Bei geringeren 
jrwirtschaf tssiBt Kür*.ehen su hdr«m« 

5 . Gegan diis hohen <Jrusidwa®sersfeäride i s t jedes Bauvorhaben 
e igens au sichern* 

€• M l dar B&karoitsiaehung *t*sr ö f fen t l i chen Auslegung Cf %M 
BBauö) s ind § 44c iüss.3 und f 155« Satz 3 BBauQ «tt berück­
sichtig®*** 

Ute* § i l l l ü § i#V«*« I $ der D^lVBEauG/StBauFG bedarf der 

e i s « t e h ie r fü r sitstSguÜf«n Verweltvmgsfeehöröe, Oie 
SU e r t e i l e n } da ÖÖS Auf»tellungswarfahrsm für 

«ttfgfllUMl des Bundesbaugesetz©«» «rfc< 
vorsc^ir if teß reicht widerspr ich t {§§ 11 Sa t s 2. # Abs. 2 BSeuG)* 

ttt* aufcjföfahrtttk Ataflagen swifcfcf « r t i f t n s ich « » folgenden 
MMtant 

Ulir d i e w * « r d*sn Hinweisen t i f f « r 1 n»4 1 aufgezaigten b©-
ssi«ahan<ä©n und auf s&yhe&sinden GrunclstückEQrenserj wurden J«W§I4JI 
Ä * f i t t l A M Planseichen v©rwendet* Dm Plmz&lch&ri füj; dies 
bestehenden Gnmdsiüc&s^önsen i g t geisäö Zi f fer $#S der § 9 
18oo3 (;üeieh©n für Be&suuRgspl&naJ «n bei- ieht igan. 

Nach f f Abs.S 3SauG ßind INA <äer Aufstel lung 
planen tua« d i e Belange d®s V€*rkahrs « berück s i c h t i g an. 

» / • 



'4fl# J s *$Qk-

die Fre ihai tung von 
S i c h e r h e i t tättö Le i ch t i gke i t ö©fö V« 

lü t f t t r ff e n t h a l t e n f « t t 
itt den Stehtdreieekan «ttUlffiilf £ut* 

int« 9m J«t*ff* 
Zif fer 1 

i H in LirtiJft« 

fS# m ffllMt* 

kannt® s.B« vd.® fo lg t 

Öt# g-uständlglceitsv^rordnung suis 5\mdesb&iigeseis- Hui «Mi 
S't^dtefeaufor^ex'iJKCjsgeset^ (ftit»9ttt<MMmtNftaMJfrii - DeiVBBauG/ 
StßeuF'G} «ortet $» 4^7.1978 (GVB1 S*4ü) M » fOtä l t« ft*r dri t tes 
?«Wftiümmmmmmk I t t <MK«r entsprechen-^ au über* 
Ein F a m b i a t t l i e g t b«-i# 

Die Auflagen s ind äx^rch Beschluß, fes tzulegen untf mm ^ f ü l l e n , 
Wm IMULmtt. 4m Auflesen be rühr t n ich t die* Grundsilge der ? ! • « 
tau! i*fc auch für di© Nutsvmg d&£ ttttonffMMWi *»€ ben?ichbsrten 
Grundstück© von nur im«rbe&lichei: Bßt4©uttmg. Die Auflagen s;in4 
r e d a k t i o n e l l e r Äattit« ö£® rnirchführutig e ines Vtrf a f em» lUMfl 
§ t e Abs.6 SBauG Q t e l M l e f § 13 S t a t t i s t n i c h t e r f o r d e r l i c h . 

Das Datum der JfotaWtyMm i s t «nf i m Bebauung&pian zu 
9m genehmigt© B&ksumgspleiR i n t s o d ^ n s i t seiner StgcBnitmf 
äf f e n t l i e h ©ussmle<g«rw 01« Gert^hmigung sowlö Ort und 2©lt ds r 
Auslegung s ind o r t süb l i ch bekanr;.tötmmch©n {§ 12 BBeuG), Btm 
Gemeinde h a t sp&t&ßtans wi t VJirkföemwerdan d«r B.t&Qrmtffischimg 

an « ü Böv-jrü^dung su $m@mmmm SinsicJ-it b e r e i t 
sn h a l t e n und über den I n h a l t auf Verlangen Aw§tosnf% EU gato^n. 

• • ' ' " nett* *» Xsl Ä 

i s t auf d i e f § 44c Aks 

MMJMR 
Ist 

Ä * n yHhrarid dar DieHSistunden alngc^ahen werclsri Ic«f0t* AUS© 
,3 uftd ISS« iftt£ 3 BBmQ h&nmnmism* 

* Mit B^ss^t^acburtgsverm^k vergehen » palt 5 Aast* 

i « 9 * U öas Landratsamt Ü M i wlird 2 D w p i ü l f t * s@ine 

mm nach § ff 

Rechtsbehelfsbelehrung -• • 

Gegen diesen Bescheid (diese Verfügung) kann binnen eines Monats nach seiner (ihrer) Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch 
ist schriftlich oder zur Niederschrift bei dem unterfertigten Landratsamt München, Mariahilfplatz 17 a, 8000 München 90 einzulegen. 
Die Frist ist auch gewahrt, wenn der Widerspruch rechtzeitig bei der Regierung von Obb., Maximiiianstr. 39, 8000 München 22 eingelegt wird. 

Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschieden werden, so kann Klage bei dem B a y e ­
r i s c h e n Verwaltungsgericht in der Ludwigstr. 23, I. Aufgang, 8000 München 34 schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts­
stelle dieses Gerichts erhoben werden. 

srspruchs erhoben werden, außer wenn wegen besonderer Umstände Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten 
des Falles eine kürzere Frist geboten ist. 

Die Klage muß den Kläger, den Beklagten u 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen 

Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 4 

s e ^ ^ f f f l C u j l & ' s l g s 

Äz^ichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
eWerfugung soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 

Betejl^en beigefugt werden. ,.___ 


